
 
Pressemitteilung: Bündnis “Passt uns allen” bekräftigt Forderungen angesichts 

enttäuschender Staatsangehörigkeitsreform 

(Berlin, 19.01.2024) Angesichts der heute verabschiedeten Verschärfungen im Gesetz zur 

Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts bekräftigt das Bündnis seine Forderungen 

für gleiche Rechte und politische Teilhabe. Das Bündnis begrüßt die Einführung der 

Mehrstaatigkeit und eine Verkürzung der Mindestaufenthaltsdauer. Es zeigt sich aber auch 

enttäuscht über die weitgehend unberücksichtigten Stellungnahmen zivilgesellschaftlicher 

Organisationen, die substanzielle Nachbesserungen gefordert hatten. 

In Zukunft haben Alleinerziehende und ihre Kinder, Rentner*innen, Menschen mit 

Behinderungen, pflegende Angehörige sowie Studierende und Auszubildende kein Recht 

mehr auf Anspruchseinbürgerung - sofern sie staatliche Zuschüsse erhalten. 

Einbürgerungswillige müssen zahlreiche zusätzliche Prüfungen über sich ergehen lassen, die 

zu einer Verlängerung der ohnehin schon langen Wartezeiten bis zur Einbürgerung 

beitragen. Dadurch erhöht sich die Gefahr von noch mehr Willkür und der Zunahme von 

institutionellem Rassismus durch rassistische und kulturalisierende Zuschreibungen. Auch 

die Situation von Staatenlosen und langjährig Geduldeten wurde nicht genügend 

berücksichtigt. 

Miman Jasarovski, Sprecher des Bündnisses und Vorstandsmitglied von With Wings and 

Roots e.V., erklärt: "Wir haben nichts Utopisches gefordert, sondern das Minimum für eine 

gerechte Gesellschaft. Die heute verabschiedeten Verschärfungen bewerten Menschen 

nach Nützlichkeitskriterien, stellen Einbürgerungswillige unter Generalverdacht und 

behandeln 'Alt- und Neubürger*innen' unterschiedlich. Das ist nicht nur ungerecht, sondern 

gefährlich für unsere Demokratie." 

"Angesichts der aktuellen Enthüllungen zu geplanten Deportationen und dem generellen 

Rechtsruck in der Gesellschaft, der insbesondere migrantische und von Rassismus 

betroffene Menschen betrifft, wäre es umso wichtiger gewesen, dass diese Forderungen 

umgesetzt werden", so Ayşe Demir, Vorstandssprecherin des TBB. Sie betont: "Rassismus ist 

nicht erst dann ein Problem, wenn Rassist*innen zu Gewalt greifen. Es ist längst überfällig, 

den von Rassismus betroffenen Menschen die Möglichkeit der politischen Teilhabe zu 

geben. Durch das aktive und passive Wahlrecht könnten sie politisch mitgestalten und die 

Grundlage für rassistische Übergriffe in Politik sowie Gesellschaft bekämpfen." 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/gesetz-zur-modernisierung-des-staatsangehoerigkeitsrechts.html


Das Bündnis “Passt uns allen”, bestehend aus über 50 migrantischen und 

rassismuskritischen Interessenvertretungen und Selbstorganisationen, hat im letzten Jahr 

intensiv daran gearbeitet, ein gerechtes Staatsbürgerschafts-, Einbürgerungs- und 

Wahlrecht voranzutreiben. Trotz aller Bemühungen, einschließlich einer Petition, eines 

Offenen Briefs mit über 100 Personen und Organisationen aus Wissenschaft, Kultur, Bildung 

und Zivilgesellschaft , einer Online-Pressekonferenz, mehreren Diskussionsveranstaltungen 

und einer Kundgebung, blieben die Forderungen des Bündnisses unberücksichtigt. 

Das Bündnis fordert weiterhin die deutsche Staatsbürgerschaft für jede in Deutschland 

geborene Person, unabhängig vom Aufenthaltsstatus der Eltern, eine unbürokratische 

Einbürgerung nach mindestens drei Jahren Lebensmittelpunkt in Deutschland, sowie das 

aktive und passive Wahlrecht auf allen politischen Ebenen nach dreijährigem 

Lebensmittelpunkt in Deutschland. 

 

Pressekontakte  

Miman Jasarovski: E-mail: miman@withwingsandroots.com und telefonisch unter: 

0157/54158750 

TBB: Presseanfragen unter 030 623 26 24 oder info@tbb-berlin.de 

 

Pressemappe mit weiteren Pressekontakten und Statements von Vertreter *innen des 

Bündnisses 

mailto:info@tbb-berlin.de
https://passtunsallen.de/wp-content/uploads/2023/11/Pressemappe_Buendnis_Passt_uns_allen.pdf

